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Lonza-Chef Marc Funk hat einen
Abganggewählt, sowehmutsvoll,
wie es vor ihm wohl noch kein
Unternehmensleiter in der
Schweiz getanhat.Funkhat dazu
eigens ein Video produziert: Es
zeigt verschneite Berggipfel und
die Sonne imWeltraum. Die Bil-
der stammen von stratosphäri-
schen Ballons, die er zusammen
mit seinen Söhnen «aus entlege-
nenGebietenderErde» insAll ge-
schickt habe, schreibt Funk diese
Wochedazu.Unterlegt hat erdie-
senRundblickvon ganz obenmit
trauriger Klavier- und Streicher-
musik.Dazu gibt esTexteinschü-
be: «VonbescheidenenAnfängen
inunsicherenZeiten zu einerglo-
balen Macht in der Pharmaher-
stellung.Von 240Medikamenten
zu860Medikamenten,voneinem
Unternehmenmit einemWertvon
1,8MilliardenzueinemUnterneh-

men mit einemWert von 25 Mil-
liarden.» Am Schluss heisst es:
«Eine Karriere ist nicht das, was
du tust. Es ist das,was duwirst.»

Das Video ist eine Rückschau
auf «zehn glückliche Jahre bei
Lonza», wie Funk auf der Inter-

netplattform Linkedin erklärt.
Sein Abschiedsgruss ist bislang
fast 30000-mal angeklickt wor-
den, was klar über der Zahl von
15500 Mitarbeitenden liegt. Der
59-Jährige ist noch bis Januar
Chef des Konzerns, derWirkstof-
fe für die Pharma-, Bio- und Ge-
sundheitsindustrie sowie klassi-
sche Chemieproduktewie Kunst-
dünger herstellt. Der Jurist hatte
sich bis zum CEO vorgearbeitet,
bis nach nur neun Monaten im
November sein plötzlicher Ab-
tritt angekündigtwurde. Er gehe
aus «persönlichen Gründen», so
die offizielle Version.

Doch sein abrupterAbganghat
einen handfesten Grund. Der
nichts mit der schwerwiegenden
Spekulation zu tun hat, die das
Wirtschaftsmagazin «Bilanz»
kolportiert. «Die Hintergründe
für Funks Abgang sind in seiner

Person zu finden,genauer: seiner
Führungskultur», heisst es dort.
Die «Angstkultur», die sich bei
Lonza schon unter dem vorheri-
gen Konzernchef Richard Ridin-
ger etabliert habe, solle sich unter
Funknochverschlimmert haben.
Deswegen sei Verwaltungsrats-
präsident Albert Baehny, der als
Anhänger einer mitarbeiter-
freundlichen Firmenkultur gelte,
eingeschrittenundhabeFunkge-
schasst. Das wäre wohl die erste
Kündigung eines Konzernchefs
in der Schweiz aus Gründen des
reinen Arbeitnehmerschutzes.
Dem aber ist nicht so.

Funk war zwar ein sehr for-
dernder und «ziemlich speziel-
ler Charakter», aber nicht unbe-
dingt ein einschüchternderChef.
«Die Zusammenarbeit mit Marc
Funk hat sich während meiner
ganzen Zeit der Zugehörigkeit

zur Konzernführung äusserst
professionell und kollegial ge-
staltet», sagt dazu ein ehemali-
ger Lonza-Manager.

«Ungeduldiger Stürmer»
Es ist richtig, dass der Verwal-
tungsrat Funk kündigte. Aus-
schlaggebend waren dafür aber
geschäftsstrategische Gründe: Es
war zum Machtkampf zwischen
ihmund demVerwaltungsrat ge-
kommen. Denn Funk war ein
«ungeduldiger Stürmer», wie es
aus Konzernkreisen heisst. Er
habe das in die Sparte LSI ausge-
lagerte Chemiegeschäft rasch ab-
stossenwollen.Denndieses harzt
nicht nur, sondern hat auch mit
19 Prozent eine deutlich geringe-
re operative Marge als die gut
33Prozent der Hightech-Sparte.

Funk verfolgte einen aggres-
siven Geschäftskurs und wollte

aus Lonza möglichst schnell
einen lukrativen reinen Pharma-
zulieferer machen, wobei ihn
auch die Erwartungen derAktio-
näre und der um ein Drittel ge-
stiegene Aktienkurs trieben.

FürBaehnydagegen ist das alte
Kerngeschäft noch immer wich-
tig, wie es heisst. Gerade auch,
wenn der Konzern derzeit rund
eine Milliarde Franken in Visp
investiert, wo einer der grössten
Biotechkomplexe der Welt ent-
steht. Der Verwaltungsrat will
das Chemiegeschäft als zweites
Standbein zumindest zunächst als
Absicherung halten. Ein Verkauf
sei nur eine Option unter ande-
ren, so eine Sprecherin.Die Suche
nach einemneuenCEO laufe,da-
fürhabederKonzern einenHead-
hunter beauftragt.

Isabel Strassheim

Lonza-Chef postet zum Abgang einmelancholisches Video
Chemie Die wahren Gründe für Marc Funks Rauswurf beim Pharmazulieferer sind bekannt geworden.

Zelebriert seinen Rauswurf bei
Lonza: Marc Funk. Foto: Keystone

Amag-Besitzer Martin Haefner
hat diese Woche von der Finma
die Bewilligung erhalten, die
Stahlfirma Schmolz+Bickenbach
zu sanieren. Haefner bringt da-
bei bis zu 325Millionen Franken
ein.Aber er hat Bedingungen ge-
stellt: Vor allemwill er den übri-
gen Aktionären kein Übernah-
meangebot machen, obwohl er
nach der Sanierung 37,5Prozent
der Aktien besitzt und laut Ge-
setz dazu verpflichtet wäre. Vik-
tor Vekselberg, mit 26 Prozent
bisher der grösste Aktionär, hat
sich erst dagegen gewehrt, sich
dann aber vor 10 Tagen mit
Haefner geeinigt. Die Übernah-
mekommission (UEK, Vorins-
tanz) hatHaefners Deal gestoppt,
ein Entscheid, dervon der Finma
mit erstaunlich rüdenWorten ge-
kipptwurde.Die UEKhatte argu-
mentiert, dass sich Haefner mit
33Prozent zufriedengebenkönn-
te.Dazu schreibt die Finma: «Die
AnnahmederVorinstanz (…) lässt
sich auf keine konkreten Indizi-
en stützen und erscheint (…)we-
nig schlüssig.»

Hätte Haefner eine Übernah-
meangebot machen müssen,
wäre das auf 390Millionen Fran-
ken gekommen.DieAktien hätte
er zum doppelten Preis des Bör-
senkurses kaufenmüssen.Haef-
ners Anwälte fanden das «ab-
surd», die Finma schreibt: «Der
Verweis auf ein früheres Kaufan-
gebot (…) vermag dabei nicht zu
überzeugen.» Vekselberg wollte
ursprünglich die Schmolz+Bi-
ckenbach selber sanieren, dazu
schreibt die Finma: «Auch fürdie
weitere (allgemeine) Annahme
der Vorinstanz (...) findet sich in
den Akten keine hinreichende
Grundlage.» Geradezu vernich-
tend ist die abschliessende An-
merkung der Finma: «Insgesamt
ist festzuhalten,dass dieVorbrin-
gen derBeschwerdeführer (…) im
Wesentlichen überzeugend er-
scheinen,während sich dieArgu-
mentation der Vorinstanz vor-
wiegend aufwenig fundierteAn-
nahmen stützt.» (ar)

Vernichtende Kritik
an der Vorinstanz

Arthur Rutishauser

Die Finanzmarktaufsicht (Fin-
ma) hat Amag-Besitzer Martin
Haefner Anfang Woche erlaubt,
den Stahlriesen Schmolz+Bi-
ckenbach nach seinem Gutdün-
ken zu sanieren. Haefner kann
dank einer Ausnahmeregelung
37,5 Prozent derAktien überneh-
men, ohne den Minderheitsak-
tionären ein Übernahmeangebot
zu machen.

Herr Kunz, die Finma kippte
nicht nur den Entscheid
derVorinstanz, sondern
diskreditierte sie in der

Begründung förmlich.Warum?
Wahrscheinlich ist die Kritik so
harsch,weilman einenBeschluss
der Übernahmekommission
(UEK) innert 5 Tagen umgestos-
sen hat, was eigentlich nicht se-
riös ist. Eine fundierte Begrün-
dung kann man in dieser Zeit
nicht liefern. Das geht nur,wenn
man den Vorentscheid als fun-
damental falsch darstellt.

Ist er das denn?
Nein. Der Entscheid der Über-
nahmekommissionwird von der
Finma zu Unrecht kritisiert. In
Wahrheit ist das ein rein politi-
sches Urteil der Finma. Es gibt
kein stichhaltiges rechtlichesAr-
gument.

Immerhin sagt die Finma,
Haefnermüsse bis in fünf
Jahren die Beteiligung unter
33 Prozent senken, sonst
muss er doch noch ein
Übernahmeangebotmachen.
So etwas habe ich noch nie ge-
sehen. Da erzählt Haefner in
einem Interview mit der «NZZ
amSonntag», dass die Sanierung
fünf bis sieben Jahre dauert, und
schon gibt man ihm fünf Jahre
Zeit, um seine Beteiligung zu re-
duzieren.Und nicht nurdas,man

schreibt grad auch noch in die
Verfügung, dass man die Aus-
nahmefrist bei Bedarf auch ver-
längern kann. Ich habe noch nie
so einewillfährigeVerfügung ge-
sehenwie die der Finma. So kann
man das Gesetz gleich ausser
Kraft setzen.

Die Firmawürde ohne rasche
Sanierung in Konkurs gehen,
sagt Haefner. Hat er recht, dann
hätten die Kleinaktionäre auch
nichts vomAktienrecht.
Die Story, die da erzählt wird,
überzeugt einfach nicht.Die UEK
hat sich nicht davon überzeugen
lassen und ich auch nicht. Fak-
tisch hat man das Übernahme-
recht ausser Kraft gesetzt und
den ganzenMinderheitenschutz
aus politischen Gründen den
Grossaktionären Haefner und
Viktor Vekselberg geopfert.

Na ja, die hätten sonst die
Sanierung nicht finanziert.Wie
hätten Sie denn denArbeitern

den Konkurs und damit den
Verlust desArbeitsplatzes
erklärt?
Mir kann niemand erzählen, dass
die Sanierung gescheitert wäre,
nurweil Haefner nicht 37,5 Pro-
zent, sondern nur 33 Prozent der
Aktien halten darf. Stellen Sie
sichmal vor, da geht es umHun-
derte Millionen Franken. Beim
Deal mit Vekselberg gab es ga-
rantiert einen Plan B für den Fall,
dass die Finma Nein sagt.

Haefner sagte, er brauchemehr
Stimmrechtsanteile als
Vekselberg (er hält 26 Prozent
derAktien) und die frühere
Besitzerfamilie (10 Prozent)
zusammen, sonst könne er
den Konzern nicht führen.
Dann hätte Vekselberg halt auf
23 Prozent gehen müssen. Das
wäre doch überhaupt nicht
schlimm gewesen.

Aberviel komplizierter als die
jetzige Lösung. Die Luzerner

Kantonsregierung und lokale
National- und Ständeräte
haben sich bei den Bundesräten
GuyParmelin und Ueli Maurer
für eineAusnahme eingesetzt,
um dieArbeitsplätze zu retten.
Lagen die alle falsch?
Natürlich kann man immer
sagen, dass das Gesetz stört. Das
hat man auch gesagt, als die UBS
überNacht ihre Kundendaten in
die USA geliefert hat. Da sprach
man auch von einem einzelnen
Notfall, aber danach war das
Bankgeheimnis nicht mehr zu
halten. Dies ist jetzt wieder so,
wenn man jetzt die Ausnahme
gewährt, dann wird man bei je-
der Sanierung immer wieder
dieselben Argumente vorbrin-
gen. Faktisch gibt man allen
Firmen bei künftigen Sanierun-
gen ein Opting-out, also die
Möglichkeit, den Minderheits-
schutz zu kippen, und den
Grossaktionären die Möglich-
keit, um ein Zwangsangebot he-
rumzukommen.

Sie kritisieren die Finma als zu
weich, aber von Bankenseite
herwird ihr vielfach ein
arrogantes, selbstherrliches
Vorgehen vorgeworfen. Ist da
etwas dran?
Tatsächlich agierte die Finma
eine Zeit lang zu eigenmächtig
undmasste sich bei der Regulie-
rung Kompetenzen an, als kön-
ne sie Gesetze erlassen.Das ging
zu weit.

Haben Sie ein Beispiel?
Ja, im Steuerstreit mit den USA
hat der damalige Finma-Direk-
tor über einen Gastkommentar
in der NZZ die Bank praktisch
dazu gezwungen, beim Steuer-
abkommen mit den USA mitzu-
machen. Das kostete die Banken
Millionen, obwohl bei denmeis-
ten kaum ein Steuersünder ge-
fundenwurde. Im aktuellen Fall
hat die Finma aber ganz einfach
einen Bückling gemacht vor den
lokalen Politikern und ihrem
Chef, Ueli Maurer.

«Das ist ein rein politisches Urteil der Finma»
Schmolz + Bickenbach Der Stahlriese kann nur dank einer Ausnahmebewilligung gerettet werden. Laut Aktienrechtler Peter V. Kunz
ist das rechtlich nicht zu begründen und geht auf Kosten der Kleinaktionäre.

Eigenmächtig: Harte Kritik an der Finanzmarktaufsicht und deren Direktor Mark Branson. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)
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